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MENSCHENRECHTE IN DER DEUTSCHEN 
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT  
Anspruch und Umsetzung

1  Im zweiten Teil, der 2022 fertiggestellt sein soll, wird die Wirksamkeit des Menschenrechtsansatzes in Partnerländern untersucht.

Zusammenfassung  

Seit der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte im Jahr 1948 hat die Zahl der Länder, die Menschen-

rechtspakte und -konventionen ratifiziert haben, kontinuierlich 

zugenommen (UN, 2012). Jüngst sind allerdings in manchen Län-

dern vermehrt Einschränkungen der Menschenrechte zu beob-

achten, wie etwa die zunehmende Beschränkung von Freiheits-

rechten und zivilgesellschaftlichen Handlungsräumen (u. a. 

Donner, 2020). Diese lang- und kurzfristigen Trends bilden den 

Hintergrund der entwicklungspolitischen Menschenrechtsarbeit 

des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (BMZ), durch die zur Verbesserung der Menschen-

rechtssituation in Partnerländern beigetragen werden soll. Die 

Basis hierfür ist der entwicklungspolitische Menschenrechtsan-

satz des BMZ, der im 2011 veröffentlichten Menschenrechtskon-

zept ausformuliert wurde (BMZ, 2011).

Die Menschenrechtsarbeit des BMZ wurde nun durch das Deut-

sche Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit 

(DEval) erstmalig evaluiert. Im ersten Teil der Evaluierung, dessen 

Ergebnisse in diesem Policy Brief zusammengefasst sind, wurden 

die konzeptuellen Grundlagen des Menschenrechtsansatzes und 

ihre Umsetzung untersucht.1 Das zentrale Ergebnis dieses Evalu-

ierungsteils: Das Menschenrechtskonzept ist trotz seines langen 

Bestehens noch größtenteils relevant. Vor dem Hintergrund 

aktueller Herausforderungen für Menschenrechte weltweit und 

im Vergleich mit Ansätzen anderer Entwicklungspartner ist das 

Konzept inhaltlich größtenteils vollständig. Allerdings existieren 

deutliche Verbesserungsbedarfe bei der Umsetzung des Ansatzes 

in der Praxis. Drei der vier Wirkungsstränge, mittels derer zur 

Verbesserung der Menschenrechtssituation in Partnerländern 

der deutschen Entwicklungszusammenarbeit beigetragen werden 

soll, werden nur teilweise umgesetzt. 

Dementsprechend empfiehlt die Evaluierung dem BMZ, die der-

zeitige Erstellung des Leistungsprofils für das Qualitätsmerkmal 

„Menschenrechte, Geschlechtergleichstellung, Inklusion“ im 

Rahmen des Reformprozesses „BMZ 2030“ zu nutzen, um den 

Menschenrechtsansatz als holistischen Ansatz beizubehalten 

und inhaltlich sowie konzeptuell weiterzuentwickeln. Zugleich 

soll die Umsetzung seiner Wirkungsstränge systematisch ge-

stärkt werden. So soll das BMZ unter anderem handlungsleitende 

Entscheidungshilfen formulieren, um die kontextsensible Umset-

zung des Menschenrechtsansatzes und eine Priorisierung be-

stimmter Menschenrechtsthemen zu erleichtern. Um die Umset-

zung spezifischer Menschenrechtsvorhaben zu stärken, sollen 

diese im Aktionsfeld „Gute Regierungsführung“ verankert und 

Zielvorgaben für ihre Umsetzung formuliert werden. Die Evaluie-

rung empfiehlt dem BMZ zudem, Partnerländer festzulegen, in 

denen unter anderem neue Instrumente zur effizienten und ef-

fektiven Verankerung menschenrechtlicher Standards und Prin-

zipien erprobt werden können.

Methodische Vorgehensweise der Evaluierung

Ziel des ersten Teils der Evaluierung „Menschenrechte in der 

deutschen Entwicklungszusammenarbeit“ war es, die Inhalte des 

entwicklungspolitischen Menschenrechtsansatzes und ihre Um-

setzung zu untersuchen. Die Strategieevaluierung erfasste dafür 

das Menschenrechtskonzept mit seinen Inhalten und Handlungs-

absichten als intendierte Strategie und verglich sie mit der in der 

entwicklungspolitischen Praxis beobachteten realisierten 

Strategie.

 



DEval Policy Brief 7/2021

Der Menschenrechtsansatz

Menschenrechte sind eines der Qualitätsmerkmale deutscher 

Entwicklungszusammenarbeit und laut BMZ-Menschenrechts-

konzept ein „Leitprinzip deutscher Entwicklungspolitik“ (BMZ, 

2011). Dessen Umsetzung soll durch einen die gesamte Entwick-

lungspolitik umfassenden Menschenrechtsansatz gewährleistet 

werden. 

Das übergeordnete Ziel dieses entwicklungspolitischen Men-

schenrechtsansatzes – zur Verbesserung der Menschenrechts-

situation in Partnerländern der deutschen Entwicklungszusam-

menarbeit beizutragen – soll mittels vier Wirkungssträngen 

erreicht werden (siehe Abbildung 1). Zwei dieser Stränge bezie-

hen sich auf die Vorgaben für Vorhaben der 

Entwicklungszusammenarbeit:

1.  Alle Vorhaben der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 

sollen menschenrechtliche Standards und Prinzipien quer-

schnittlich verankern. Dies beinhaltet auch, dass sie Wirkungen 

auf Menschenrechte in Partnerländern – bürgerlich-politische 

oder wirtschaftlich, soziale und kulturelle Rechte – berücksich-

tigen sollen. 

2.  Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit soll vermehrt 

spezifische Menschenrechtsvorhaben umsetzen, die als Haupt-

ziel Menschenrechte und Menschenrechtsakteure in Partner-

ländern stärken. In diesem Zusammenhang werden häufig 

(aber nicht ausschließlich) Vorhaben thematisiert, die auf die 

Ermöglichung bürgerlich-politischer Rechte ausgerichtet sind. 

Zwei weitere Wirkungsstränge widmen sich der Ebene der 

Entwicklungspolitik:

3.  Der entwicklungspolitische Dialog, etwa im Rahmen von Regie-

rungsverhandlungen, soll genutzt werden, um die Menschen-

rechtssituation in Partnerländern zu besprechen und Men-

schenrechtsverletzungen zu thematisieren. Als Ultima Ratio 

beinhaltet dies auch die konditionale Vergabe entwicklungspo-

litischer Mittel in Abhängigkeit von der 

Menschenrechtssituation. 

4.  Schließlich soll Entwicklungspolitik indirekt auf Partnerländer 

wirken, indem sie zur Kohärenz deutscher und internationaler 

Politiken mit menschenrechtlichen Vorgaben beiträgt. 

Die Evaluierung kommt zu dem Schluss, dass der Menschen-

rechtsansatz – obwohl er bereits seit 2011 existiert – noch größ-

tenteils relevant ist. Dazu trägt maßgeblich bei, dass der Ansatz 

sowohl konzeptuell als auch inhaltlich umfassend formuliert 

wurde. So gehört Deutschland zu einer vergleichsweise kleinen 

Gruppe von Entwicklungspartnern mit einem vollumfänglich 

ausformulierten menschenrechtsbasierten Ansatz. Mit Finnland 

und der Schweiz verfügen nur zwei andere bilaterale Entwick-

lungspartner über neuere Menschenrechtsansätze. Zudem deckt 

der deutsche Menschenrechtsansatz die meisten aktuellen men-

schenrechtlichen Herausforderungen ab. Lücken existieren je-

doch vor allem in Hinblick auf soft und hard law, das nach 2011 

verabschiedet wurde (beispielsweise die Agenda 2030), sowie auf 

menschenrechtliche Herausforderungen, die zum Formulierungs-

zeitpunkt noch nicht gleichermaßen von Bedeutung waren (bei-

spielsweise durch die Digitalisierung). 

Abbildung 1 Schematische Darstellung der vier Wirkungsstränge des Menschenrechtsansatzes

Quelle: Eigene Darstellung.
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Die Umsetzung des Ansatzes

Während der Menschenrechtsansatz aufgrund seines hohen und 

umfassenden Anspruchs noch relevant ist, besteht bei der Um-

setzung der Wirkungsstränge Verbesserungsbedarf.

In Vorhaben der bilateralen Zusammenarbeit sind menschen

rechtliche Standards und Prinzipien teilweise querschnittlich 

verankert. So zeigt die repräsentative Analyse von Planungsdo-

kumenten von Vorhaben, dass die meisten Vorhaben einzelne 

Dimensionen des Menschenrechtsansatzes beinhalten. Aller-

dings spiegeln nur sehr wenige Dokumente eine vollständige 

Verankerung aller Dimensionen des Menschenrechtsansatzes 

wider. 

Querschnittliche Verankerung einzelner Dimensionen 

des Menschenrechtsansatzes in Vorhaben

Einzelne Dimensionen des Menschenrechtsansatzes kom-

men in EZ-Vorhaben häufiger vor als andere: Die meisten 

Vorhaben – gut 79 Prozent – weisen Bezüge zur menschen-

rechtlichen Risikovorbeugung auf. Dieses Ergebnis korres-

pondiert mit dem Befund, dass in den Durchführungsorgani-

sationen aufgrund des BMZ-Menschenrechtsleitfadens 

elaborierte Verfahren existieren, um unter anderem men-

schenrechtliches Risikomanagement zu gewährleisten. Ver-

gleichswese häufig (56 Prozent) beinhalten Vorhaben zudem 

Bezüge zum menschenrechtlichen Prinzip der Partizipation. 

Selten (jeweils 4 Prozent) lassen sich dagegen aus den Doku-

menten Bezüge zu menschenrechtlichen Beschwerdemecha-

nismen oder ein menschenrechtlicher Perspektivwechsel 

feststellen, der die Rechte der Zielgruppen und die men-

schenrechtlichen Pflichten staatlicher Stellen in den Mittel-

punkt stellt. 

Der Umfang von Entwicklungshilfemitteln (Official Develop

ment Aid, ODA) des BMZ für spezifische Menschenrechtsvor

haben steigt absolut, stagniert aber relativ. In den Jahren 2007 

bis 2017 stiegen die Mittel für spezifische Menschenrechtsvorha-

ben von 30,8 Millionen Euro auf 85,7 Millionen Euro deutlich. 

Allerdings war ihr Anteil an allen ODA-Mitteln des BMZ ver-

gleichsweise gering und veränderte sich während des gesamten 

Untersuchungszeitraums kaum. Zwischen 2007 und 2017 sank ihr 

Anteil sogar leicht von 1,8 Prozent auf 1,5 Prozent. 

Unabhängig von konkreten menschenrechtlichen Herausfor

derungen werden nur in einem Teil der Regierungsverhand

lungen menschenrechtliche Themen explizit mit Partnern 

besprochen. Entsprechende Vorgaben sind in Verfahren und 

Prozessen nicht explizit verankert. Ergänzt wird dies durch den 

Befund, dass nur besonders sichtbare Menschenrechtsverletzun-

gen wie politische Morde oder Folter statistisch mit einer Verrin-

gerung der Höhe von ODA-Mitteln einhergehen.

Es existieren wichtige und sichtbare Beiträge des BMZ zur 

nationalen und internationalen Politikkohärenz. Dies umfasst 

etwa Beiträge zum Entwurf des deutschen Lieferkettengesetzes 

oder im Kontext des Rechts auf Nahrung. Allerdings ist dieser 

Befund nicht repräsentativ, da dem Evaluierungsteam nicht ge-

nügend Informationen für eine umfassende Bewertung vorlagen. 

Fazit und Empfehlungen

Insgesamt kommt die Evaluierung zu dem Schluss, dass der ent-

wicklungspolitische Menschenrechtsansatz weitgehend relevant 

ist. Der Grund hierfür ist der hohe konzeptuelle und inhaltliche 

Anspruch, der an die entwicklungspolitische Menschenrechtsar-

beit gestellt wird. 

Die Evaluierung empfiehlt, den Menschenrechtsansatz bei-

zubehalten und weiterzuentwickeln, um die Relevanz der 

deutschen Entwicklungspolitik als menschenrechtlichen Ak-

teur weiter zu stärken (Empfehlung 1). Diese Empfehlung ist 

auch vor dem Hintergrund des Reformprozesses „BMZ 2030“ 

und der entsprechenden Formulierung eines menschen-

rechtlichen Qualitätsmerkmals für die deutsche Entwick-

lungspolitik bedeutsam. Ergänzend empfiehlt die Evaluie-

rung, die Umsetzung des Menschenrechtsansatzes in 

Zukunft stärker zu monitoren (Empfehlung 4).

Während der Menschenrechtsansatz als intendierte Strategie 

positiv bewertet wird, identifiziert die Evaluierung deutliche 

Verbesserungsbedarfe hinsichtlich der realisierten Strategie. Die 

deutsche Entwicklungszusammenarbeit setzt die meisten Hand-

lungsfelder des Menschenrechtskonzepts in der Praxis nur teil-

weise um. Die Gründe hierfür liegen unter anderem auf konzep-

tueller Ebene (beispielsweise in der unklaren Definition und 

Verortung spezifischer Menschenrechtsvorhaben) und auf indivi-

dueller Ebene (beispielsweise in Form von nicht ausreichendem 

Wissens über die einzelnen Wirkungsstränge des Menschen-

rechtsansatzes bei Entscheidungstragenden). 
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Die Evaluierung empfiehlt, im Zuge der Aktualisierung des 

Menschenrechtsansatzes konzeptuelle Unklarheiten zu be-

seitigen und für Entscheidungstragende handlungsleitende 

Entscheidungshilfen zu formulieren (Empfehlung 1). Darüber 

hinaus sollten anwendungsorientierte Fortbildungen struk-

turiert und verpflichtend angeboten werden (Empfehlung 9). 

Zugleich sollten existierende positive Beispiele im Bereich 

der nationalen und internationalen Politikkohärenz weiter 

gestärkt werden (Empfehlung 10).

Auf institutioneller Ebene existieren Faktoren, die eine vollstän-

dige Umsetzung des Menschenrechtsansatzes erschweren. Zwar 

sind die meisten Elemente des Menschenrechtsansatzes in den 

Verfahren und Prozessen des BMZ und der Durchführungsorgani-

sationen gut verankert, doch gibt es hier auch Lücken. Darüber 

hinaus erschwert die Vielzahl an Themen, die in Partnerländern 

berücksichtigt werden müssen, eine umfassende Verankerung 

des Menschenrechtsansatzes. 

Die Evaluierung empfiehlt, die identifizierten Lücken in den 

Verfahren und Prozessen des BMZ und der Durchführungs-

organisationen zu schließen (Empfehlungen 2, 3 und 8) sowie 

neue Instrumente in menschenrechtlichen Pilot- beziehungs-

weise Fokusländern zu erproben, um den Menschenrechts-

ansatz anschließend umfänglicher umsetzen und den Einsatz 

der Wirkungsstränge besser koordinieren zu können (Emp-

fehlung 6). Außerdem sollten auf institutioneller Ebene Rah-

menbedingungen für die Umsetzung spezifischer Menschen-

rechtsvorhaben geschaffen beziehungsweise Hindernisse 

abgebaut werden (Empfehlung 5). Notwendige Ressourcen 

für die Umsetzung des Menschenrechtsansatzes sollten in 

den entsprechenden Organisationseinheiten überprüft und 

gegebenenfalls bereitgestellt werden (Empfehlung 7).
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